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NEUTRALITÄTSINITIATIVE

WennAntiimperialisten
Werbungfürein
SVP-Anliegenmachen
Es kommt selten vor, dass Kommunis-
ten, Rechtspopulisten und ein noch vor
Amtsantritt gescheiterter Staatssekre-
tär für Sicherheitspolitik gemeinsam
vor dieMedien treten. Zu beobachten
war der seltsameVorgangdiese
Woche inGenf, als die bunte Truppe
für ein Ja zur SVP-Neutralitätsinitiative
warb. DasVolksbegehren verlangt
unter anderem, dass die Schweiz keine
Sanktionenmehr gegen kriegführende
Staaten ergreifen darf – also auch
nicht gegenRussland, das in die
Ukraine einmarschiert ist.
DieGenfer Unterstützer verhehlten

denn auch nicht, wer in ihrenAugen
die Kriegstreiber sind: die «aggres-
siven Imperialisten»Nato, USAundEU.
Zur Kriegsschuld Russlandswar hin-
gegen nichts zu hören. Einmalmehr
zeigt sich, wie verblendetman an den
politischenRändern unterwegs ist, wo
dieWahrnehmungder Realität vor dem
eigenenDogmatismus kapituliert.
Nun kannmander SVP zwar nicht

vorwerfen, dass sich auch Extremisten
von ihrer Neutralitätsinitiative angezo-
gen fühlen; in einer Demokratie sei es
jedemunbenommen, sich für oder
gegen ein Begehren auszusprechen.
Für die eigeneMeinungsbildung kann
es hingegendurchaus dienlich sein,
sich auchmit denArgumenten von
solchenUnterstützern zu befassen–
unddaraus Rückschlüsse auf dieQua-
lität einesVolksbegehrens zu ziehen.

Daniel Foppa
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ISRAEL

Krokodile vor dem
Gefängnis?Das ist ein
abseitiger Plan
Sogar die Rechtsberater ihres eige-
nen Ministeriums waren dagegen:
Sie habe gar keine Befugnis für diese
Massnahme. Dennoch änderte Israels
Umweltministerin Idit Silman diese
Woche den rechtlichen Status des
Nilkrokodils. Künftig gilt das grosse
Reptil als «gezüchtetes Wildtier».
Damit kann das Tier ausser in Zoos

und Schutzgebieten bald auch rund
um Hochsicherheitsgefängnisse
schwimmen, in denen Palästinenser
einsitzen. So will das der rechts-
extreme Sicherheitsminister Itamar
Ben-Gvir. Als Testobjekt schlägt
er die Haftanstalt Ketziot vor, in
der viele Palästinenser aus Gaza
inhaftiert sind.
Ob das Projekt tatsächlich umge-

setzt wird und allfälligen rechtlichen
Überprüfungen standhält, ist noch
offen. Doch darum geht es wohl
gar nicht. Es ist Wahlkampf in Israel.
Und die Umweltministerin Silman,
die der Likud-Partei des Regierungs-
chefs Netanyahu angehört, wird da
zur Handlangerin. Es ist ein Muster:
Die Mitglieder der Regierungskoali-
tion nutzen die Ministerien, um ihre
politische Agenda durchzusetzen.
Das schadet dem Rechtsstaat. Auch
im Fall von Krokodilen.

Karin A. Wenger

WMAUF LINKEDIN

Nachspielzeit des
Grauens
Die Prognose sei gewagt: In wenigen
Stunden, wenn sich Spanien oder
Argentinien Fussball-Weltmeister
2026 nennen darf, werden auf
Linkedin Heerscharen von «Business
Strategists» und «Communication
Experts» das Wort ergreifen, um die
Geschehnisse einzuordnen.
Seit WM-Beginn wird die Plattform

mit Fussball-Posts überflutet. Die
Erkenntnis, dass das Aus der Schweiz
auch Vermögensverwalter und KI-
Experten beschäftigt, ist ja noch zu
ertragen – allemal spannender als
das übliche Gerede über irgendeine
«Transformation» oder «Innovation».
Absurd wird es jedoch, wenn das
Geschehen auf dem Platz für ver-
meintliche Parallelen zur Geschäfts-
welt herangezogen wird.
Die Reaktion des deutschen Bun-

destrainers? Ein Negativbeispiel in
Sachen «Leadership». Die rudernden
Norweger? Ein Lehrstück für «Team-
building». Englands defensive Spiel-
weise nach der Führung? In Wahrheit
ein «Business-Problem».
Wie lächerlich solche Analogien

sind, zeigt die Schweiz: In den letzten
vier EM- und WM-Endrunden standen
wir dreimal im Viertelfinal. Das ist für
ein kleines Land eine grandiose Leis-
tung – sagt über den Zustand unseres
Landes aber rein gar nichts aus. Wirt-
schaftlich waren wir nämlich auch
schon Weltspitze, als unsere Nati-
Spieler die WM noch am Fernseher
verfolgen mussten.

Thomas Schlittler

Wäre Angela Merkel Kanzlerin geblieben, hätte es
keinen Krieg gegeben.» So liess sich der frühere
deutsche Aussenminister Sigmar Gabriel diese
Woche im Interviewmit der NZZ vernehmen.
Die Pose erinnert an Donald Trump, der ja auch

behauptet hatte, wäre er noch im Amt gewesen, hätte Putin sich
nicht getraut, die Ukraine zu überfallen.
So etwas sagt Merkel nicht selbst. Sie lässt ihren früheren Aus-

senminister und Vizekanzler sprechen, so wie er es schon im
März getan hat. Ihrerseits beliess sie es bei Andeutungen, die
baltischen Staaten und Polen hätten ein kurz vor dem Ende ihrer
Amtszeit geplantes Gesprächsformat mit Putin torpediert. Nun
lässt sich im Irrealis der Vergangenheit alles behaupten und
nichts beweisen. Wie plausibel aber ist die Aussage, Merkel hätte
durch ihr Handeln oder vielmehr ihre blosse Präsenz im Amt den
russischen Überfall auf die Ukraine verhindert? Eine historische
Spurensuchemit Blick auf das Gesamtbild.
Als Putin 2014 die Krim annektierte und Russland offensicht-

lich Kampfhandlungen in der Ostukraine vornahm, hatten
Deutschland und Europa die imperialen Ambitionen Putins und
seine Entschlossenheit unterschätzt, ein Assoziierungsabkom-
men der Ukraine mit der EU zu verhindern.
Merkel reagierte darauf unter Ausschluss militärischer Mittel,

aber mit Sanktionen und Diplomatie. Gemeinsammit dem
französischen Präsidenten vermittelte sie im Februar 2015 das
Minsk-II-Abkommen, das für denMoment eine weitere Eskala-
tion verhinderte. Es machte aber die Konfliktpartei Russland
zur Garantiemacht, brachte der Ukraine einen schweren Verlust
an Souveränitätsrechten ein und stellte – das war abzusehen –
keine dauerhafte Lösung dar.
Nichtsdestoweniger hielt die Bundesregierung an den Grund-

lagen ihrer Russlandpolitik fest. Aussenminister Steinmeier
hatte 2008 eine «Modernisierungspartnerschaft» mit Russland
ausgerufen, in die sich zugleich ein «kommerzieller Realismus»
(Stephen F. Szabo) handfester ökonomischer Interessenmischte.
Berlin ordnete die europäische Sicherheitsordnung den deut-
schen wirtschaftlichen Interessen unter.
Das galt vor allem für Gas aus Russland, von dem sich

Deutschland durch die deutsche «Energiewende» abhängig
gemacht hatte. 2011 war die erste Erdgaspipeline in Betrieb
genommen worden, die von Russland durch die Ostsee direkt
nach Deutschland führte und damit den Transit durch osteuro-
päische Länder umging. Wenige Monate nach demMinsker
Abkommen wurde der Vertrag über Nord Stream II unterzeich-
net. Gegen alle Warnungen hielt die deutsche Regierung an
dem Projekt fest und erklärte, es sei rein wirtschaftlicher Natur.
Dass Deutschland darüber hinaus mehrere Gasspeicher an

Hätte Putin den Krieg
nicht angefangen,
wenn Merkel noch
Kanzlerin gewesen wäre?
Das klingt arg nach
Geschichtsklitterung

Zeitenwende Russland verkaufte, brachte die Rede von einer «Moskau-
Connection» aus Politik und Grossindustrie auf, die deutsche
Wirtschaftsinteressen gegen die Sicherheitsinteressen des
westlichen Bündnisses verfolgte.
GegenüberWashingtonwar die Bundesrepublik schon 2003 zu

einemKurs der freierenHand übergegangen, der die deutsche Poli-
tik bis 2022 prägte. Als sich die Regierung Schröder/Fischer gegen
den zweiten Irak-Krieg stellte, lag sie in der Sache des falschen
Kriegsgrundes richtig – und setzte zugleich ein starkes Signal des
Bündnissesmit Frankreich undRussland gegen die USA.
In dieser Konstellation positionierte sich auchMerkel, als die

Ukraine 2008 den Beitritt zur Nato beantragte. Sie hatte ebenso
nachvollziehbare Gründe dagegen wie Washington dafür – der
Kompromiss aber, der Ukraine die Mitgliedschaft zuzusagen,
jedoch keinerlei verbindliche Schritte auf demWeg dorthin zu
unternehmen, war die schlechteste aller möglichenWendungen.
Die Ukraine sass in der Falle, die 2014 zuschnappte.
Dabei vernachlässigten die Merkel-Regierungen auch die

eigene Sicherheit. Dass Deutschland das 2014 von den Nato-Staa-
ten vereinbarte Ziel verfehlte, 2 Prozent des Bruttoinlandpro-
dukts für das Militär auszugeben, wurde in den USA schon vor
Trump scharf kritisiert und als Trittbrettfahrerei bezeichnet.
Vor allem führte der Verfall der Verteidigungsfähigkeit zu

einem strukturellen Verlust von Abschreckung und damit zum
zentralen Argument: Dass es nicht gelungen ist, Putin durch
glaubwürdige Abschreckung davon abzuhalten, einen vorsätz-
lich herbeigeführten Angriffskrieg in Europa zu führen, ist der
entscheidende Befund über das Scheitern deutscher und euro-
päischer Aussen- und Russlandpolitik. Demgegenüber sindMer-
kels Andeutungen über die kriegsvermeidendenMöglichkeiten
eines letzten Gesprächsversuchs mit Putin von geradezu küm-
merlicher Irrelevanz.
Überhaupt: Sich aus der Verantwortung zu stehlen, statt sie zu

übernehmen, mindestens im Nachhinein – das ist kein Zeichen
von Verantwortung, sondern Geschichtsklitterung.

ANDREAS RÖDDER ist Professor für
Neueste Geschichte an der Universität
in Mainz und Leiter der Denkfabrik
Republik 21 für neue bürgerliche Politik.
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Ein Schulgarten schlägt jede
digitale Plattform

LESERBRIEFE

Falscher Ehrgeiz
«Im gläsernen Klassenzimmer»,
«NZZ amSonntag» vom 12. Juli
Was ist das für ein falscher Ehrgeiz,
die erste Schule zu sein, die KI-basiert
unterrichtet? Stolz darauf zu sein, sich
voneinander abzuwenden? Es zeigt,
wie weit das Wissen um die Wichtigkeit
der Beziehung im Lernen in den Hin-
tergrund geraten ist. Traurig, welche
Wende unser schöner Beruf nimmt. In
meiner ganzen Arbeit, die ich mit
meiner Schule habe, ist es genau der
Bereich des Unterrichtens, bei dem ich
die grösste Genugtuung erlebe und der
mir Freudemacht. Wennmanmir das
wegnehmen würde, könnte ich gerade-
so gut einen anderen Job erledigen.
Daniela Waigel, Nürensdorf (ZH)

Keine Apokalypse
«Kommt die Job-Apokalypse?»
Ich glaube nicht an eine Apokalypse.
Menschliche Intelligenz ist die Voraus-
setzung dafür, dass KI funktioniert.
Wichtiger denn je sind die durch-
gehendeWeiterbildung sowie die
Anpassungsfähigkeit jedes Einzelnen.
Jacqueline Klaiss Brons,
Mittelhäusern (BE)

Zu viele Wörter
«Karpipedia» im «Magazin»
Auf solche kreative und witzige Wort-
neuschöpfungen kommt wohl jeder ab
und zu; wenn sie aber – wie hier –
publiziert sind, landen sie über kurz
oder lang im Superthesaurus der KI.
Und damit sind sie dann nicht mehr
sonderlich originell, sondern verlocken
Aufsätze schreibende Schüler – oder
Journalisten – dazu, sich mit fremden
Federn zu schmücken. Zudem gibt es
heute vor allem im Deutschen eher zu
viele neue als zu wenige Wörter.
Marlise Carpino, Diessenhofen (TG)

Frontal ist nicht
so schlecht
«Gutgemeinte Pflästerlipolitik
an der Volksschule»
Der neue Lehrplan war für die Schule
eine Katastrophe. Frühfremdsprachen,
Totalintegration, ungeeignete Lehr-
mittel und vieles anderes mehr liessen
das Niveau sinken, so dass die Kinder
den Stoff für die Gymiprüfung oft nicht
mehr im normalen Unterricht vermit-
telt bekommen. Völlig absurd ist vor
allem, dass man den Frontalunterricht
verteufelt. Denn was machen die
Kinder in der Nachhilfe? Sie lernen
dort das Nötige – und zwar mittels
Frontalunterrichts!
Hans-Peter Köhli, Zürich

Echte Bedrohung
«DenKlimaschutz nicht
den Grünen überlassen»
Die Klimakrise ist mehr als ein Wahl-
kampfthema, das die Grünen alle paar
Jahre aus der Schublade ziehen. Die
Klimakrise ist eine existenzielle Bedro-
hung für uns alle. Bloss gibt es keine
Hinweise darauf, dass Selbstverant-
wortung und technische Fortschritte
probate Mittel gegen die Klimakrise
sind, wie Daniel Foppa in seinem Edi-
torial schreibt. Wir Grünen erwarten
darumwirksame Vorschläge aus
dem bürgerlichen Lager, ob vor oder
nach demWahlkampf.
Pia Hollenstein, St. Gallen
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DER EXTERNE STANDPUNKT

In einem Schulgarten lassen
sich Dinge erlernen, die
keine digitale Plattform je
wird bieten können. Solche
praktischen Projekte sind
Lernräume für Absprache
und Verlässlichkeit in
einemTeam, findet
Katharina Serafimova

Eine Szene abseits der grossen Panels am ver-
gangenenWorld Economic Forum in Davos
bleibt besonders in Erinnerung: Während
humanoide Maschinen und Roboterhunde die
Promenade säumten, bewegten junge Künstler
grosse, beleuchtete Figuren durch die Menge –
offensichtlich gänzlich abhängig vonmensch-
licher Koordination und Sorgfalt.

Die eine Darbietung simulierte Interaktion,
die andere verbandMenschen. In diesem Kon-
trast zeigte sich eine Spannung unserer Gegen-
wart: Während technische Systeme immer mehr
ermöglichen, werden reale Erfahrungen, also
Begegnungen von Jugendlichen ausserhalb des
Digitalen, seltener. Die Schule ist einer der
wenigen Orte, an denen sie noch unmittelbar
miteinander in Verbindung kommen und Bil-
dung jenseits von Social Media stattfinden
kann. Doch im derzeitigen bildungspolitischen
Diskurs bleibt genau dies ein blinder Fleck.

Die Debatten kreisen um Lehrpläne, Leis-
tungsziele und Digitalisierung – das ist notwen-
dig, greift aber zu kurz. Ein grosser Teil dessen,
was Schulen heute herausfordert, hat weniger
mit Lehrinhalten zu tun als mit der Frage, wie
Lernen im Alltag gelebt wird. Schulen sollen En-
gagement und sozialen Zusammenhalt fördern,

doch der getaktete Alltag lässt kaum Raum für
ein Lernen im realen Alltag – als etwas, das gute
Beziehungen fördert und über Prüfungen hin-
aus Bedeutung hat. In den letzten Jahrzehnten
wurde massiv sowohl in digitale Wissensver-
mittlung wie auch administrative Plattformen
investiert. Beides beantwortet jedoch nicht die
Frage, wie junge Menschen erleben können,
dass sie Teil einer Gemeinschaft sind, in der
man füreinander Verantwortung übernimmt.

Echtes Lernen geschieht dort, wo Schüler
gemeinsam etwas Reales tragen: im Schul-
garten, wenn Ernte und Pflege organisiert
werdenmüssen; in Projektenmit Quartierverei-
nen und Altersheimen. Solche Tätigkeiten sind
kein pädagogisches Beiwerk. Es sind Lernräume
für Absprache und Verlässlichkeit im Team.
ZwischenWissensvermittlung und Technik
liegt ein dritter Bereich: die Begleitung von
Lernen im gemeinsamen Tun.

DieForschung stützt diese Sicht. Studien zum
aktivenLernenundzumPeer-Learning, alsodem
LernenunterGleichen, zeigen, dassVerständnis
dortwächst,woSchüler einanderProblemeer-
klärenundgemeinsamLösungenerarbeiten.Das
Mitgefühl oderdasEinstehen füreinanderwach-
senwieMuskelndurchGebrauch– sie lassen sich
nicht theoretisch erklären, sondernnur imech-
tenMiteinander einüben.

Wenn dieser Spielraum fehlt, reagieren Schu-
len oft mit zusätzlichen Programmen, was den
Druck weiter erhöht. Paradoxerweise verdrängt
dies genau das, was junge Menschen brauchen
würden: Neugier und Selbstwirksamkeit. Wo
sinnvolle, geteilte Aktivitäten entstehen,
berichten Lehrpersonen hingegen von ruhige-
ren Dynamiken, weil die Verantwortung nicht
mehr an einer einzigen Person hängt.

BeimThemaDigitalisierung ist entscheidend,
welcheRolle die Technik spielt.Wird sie zur
Hauptbühne, verstärkt sie Abstraktion undVer-
einzelung. Dient sie imHintergrundderKoordi-
nation, kann sie reale Kooperation erleichtern.
Technik sollte demLebendienen, nicht umge-

kehrt. Angesichts der rasantenVerbreitung von
KI-Begleitern undder Sorge, wie sie dasDenken
undFühlen jungerMenschen verändern, ist die
Rückbesinnung auf das soziale Gefüge der
Schule keine rein pädagogischeOptionmehr.
Sie ist eine existenzielleNotwendigkeit.Wodigi-
tale SystemeNähe lediglich simulieren,muss
die Schule zumgeschütztenRaum für das reale,
ungeschönteMiteinanderwerden.

Diese Aufgabe darf nicht stillschweigend
den Lehrpersonen aufgebürdet werden. Wo
Strukturen fürs Mitgestalten fehlen, brennen
Lehrpersonen beim Schlichten und Trösten
aus – und damit verliert die Schule ihre eigent-
liche gesellschaftliche Kraft. Schliesslich ist sie
einer der wenigen Orte, an denen junge Men-
schen regelmässig mit Unterschiedlichkeit
umgehenmüssen. Gerade im Schweizer Bil-
dungssystem, das auf Eigenverantwortung und
Durchlässigkeit baut, ist diese Erfahrung
gemeinsamer Praxis zentral. Was Schüler dort
einüben, prägt, wie sie später Verantwortung im
Gemeinwesen übernehmen.

Das erfordert bewusste Entscheidungen dar-
über, was wir als Lernerfolg werten. In einer
Welt, in der die Lebensrealität von Jugend-
lichen durch Algorithmen vorstrukturiert wird,
darf die Schule nicht zur Auslieferungsplatt-
form für digitalen Content verkommen. Sie
muss zum Gegenentwurf werden: ein Ort, an
dem junge Menschen durch das Wirken an
realen Aufgaben erfahren, was menschliche
Kooperation, Mut und Integrität bedeuten. Wir
können diese Aufgabe nicht länger der unsicht-
baren Belastbarkeit einzelner Lehrpersonen
überlassen – wir müssen sie fest in das Funda-
ment unserer Schulen einbauen.

KATHARINA SERAFIMOVA, 48, ist Umweltnatur-
wissenschafterin (ETH Zürich), Sozialunterneh-
merin und Expertin für Community Building.
Heute ist sie CEO von Shareitt, einem Unter-
nehmen für solidarischen Ressourcenaustausch,
und leitet den Verein Lebendiger Bodensee.


